
Aktenzeichen:

ELE%£lZ„ZLEE

Verkündet
am 9„Februar 1956

I_m N a m e n d e e V o l k e s

In %achen

...oo.on._n_oooouoononuo oooooo 0-0...oooouoneoo

°°.noooooonooquoeooalooooooooouooo ooooooo on

Beklagte und Revisionsbeklagtcr

hat der 5° Senat des Bundessozialgerichts auf '
die mündliche Verhandlung vom 9° Februar 1956‚_

für Recht erkannt:

Das Urteil des Lendessozialéerichts Nordrhein—

Westfalen in Essen vom 14. Dezember 1954 wird

mit den ihm zugrundeliegenden Feststellungen

aufgehoben„

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an das Landessozielgericht zurück—

verwieseno ‘

Von Rechts wegen„
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2e199955a.r39

„Der am 17. Novembe: 1903 geborene Cläger beantragte am
12. September 1952 die Gewährung der KnappeCheftsrente. Ge—

'etützt auf Gutachten von Knappecnefteärzten lehnte die Beklag—

—te, vcm "Aechefehrer" als dem eigentllzken Beruf des Klägers
ausgehend, den Antrag durch Bescheid vom 20. April 1953 mit der
Begründung ab, daß der Kläger noch in der Lage sei, die dem

“Aschefahrer” im wesentlichen gleichartigen und wirtschaftlich
gleichwertigen Arbeiten der Lohngruppen IV und V ü.T. der Lohn—
ordnung für den $teinkohlenbergbau Ruhr Verrichten zu können,
und daher nicht berufeunfähig sei.

über, von welchem Beruf bei der Beurteilung der Berufsunfähig—
keit auszugehen ist. Der Kläger wurde erstmalig am 2. April 1918
als jugendlicher Arbeiter im Bergbau angelegt. Vom 20. Hovembor
1919 an war er Schlepper im Schichtlohn. Peneionskessenmitglied
wurde er am 1. Januar 1921. Er war weiterhin bis 1923 Schlepper

im Schichtlohn und dann bis 1930 Gedingearb€iter. Von 1930 bis

zum 2. Juli l937-war er erwerbsloe‚ anschließend arbeitete er
bis zum 29. November 1938 bei einem Unternehmer als Tagesarbei—
ter. Von dieser Zeit an war er bis 1941 als Rottenarbeiter, an—
schließend bis zum 31. Dezember 1942 als Entlade» und Transport—

erbeiter‚ dann bis zum 18. Juli 1948 als Stochkeeeelheizer, an—
echließenä bis Oktober 1952 als Aechefahrer im Aechekenal und

vom 12. Januar 1953 an als Maechinenputzer im Zech6nbetrieb
tätig. Diese Tätigkeit übt er noch aus.

Der Kläger legte gegen den ablehnenden Bescheid Einspruch ’
mit der Begrünäung ein, daß sein eigentlicher Beruf Gedinge—

’erbeiter oder zumindest Stochkesselheizer gei und er — hierv0n
ausgehend — berufsunfähig sei. Der Einspruch wurde von der Be—

»mklegee■weuf*&run&wder*■néecheäüung*■ee*■eeehäiüeeaeeehveeeemtn“

Herne vom 29. Mai 1953 durch Bescheid vom 16. Juni 1953 mit der

Begründung zurückgewiesen, daß öer eigentliche Beruf des Klägers
Aschefahrer sei und von diesem Beruf ausgehend noch keine Be—
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rufsunfähigkeit vorläge; es sei von diesem Beruf auszugehen,

weil der Kläger ihn zuletzt und nicht nur vorübergehend ausge—

übt habe. Die frühere Gedingetätigkeit könne nicht zugrundege—

legt werden, obwohl der Kläger sie wegen Krankheit habe aufge—

ben müssen, weil sie nicht zumindest ein Drittel des gesamten

Arbeitslebens ausgeübt werden sei. Die Tätigkeit als Stochkes—

selheizer könne, obwohl sie einschließlich der Gedingetätig—

keit mehr als ein Drittel des gesamten Arbeitslebens ausgeübt"

werden sei, deshalb nicht zugrundegelegt werden, weil es sich

bei dem Wechsel zum Aschefahrer nicht um einen erzwungenen Be—

rufswechsel handele, da er aus betrieblichen Gründen (Abbruch

des Kesselhauees) erfolgt sei. ‘ ‘

Gegen diesen Bescheid legte der Kläger Berufung ein. Die
vom Knappschaftsoberversicherungsamt gehörten Gutachter nahmen

im Gegensatz zu den Ärzten der Beklagten an, daß der Kläger

noch in der Lage sei, als Lampenstubenarbeiter, Kauenwärter,.

Verwieger, Tafelführer und zweiter Maschinist (Lohngruppe III
ü.T.) tätig zu sein. Das Sozialgericht Dortmund, auf das die

Sache am 1. Januar 1954 nach 5 215 Abs. 2 SGG übergegangen war,

hob die angefochtenen Bescheide auf und verurteilte die Beklag—

te, dem Kläger die Knappschaftsrente ab Antragstellung zu zah—

len° Es lehnte zwar die Gedingetätigkeit als eigentlichen Beruf

des Klägers ab, da er diese Tätigkeit nicht ein Drittel seinen

gesamten Arbeitslebens verrichtet habe, ging aber von der Tätig—

keit als Stochkesselheizer aus. Im Gegensatz zu der Beklagten

nahm es an, daß der Berufswechsel zum Asehefahrer als erzwunge—

ner Berufswéchsel anzusehen sei. Zwar sei der Abbruch des Kes—

selhauses der äußere Anlaß für den Berufswechsel gewesen, aber

der Kläger habe unabhängig davon schon aus gesundheitlichen

Gründen den Beruf als Stochkesselheizer ohnedies nicht länger

ausüben können; er sei 1930 beziehungsweise 1936 am rechten be—

_ziehungsweise linken Auge wegen Stares operiert werden, und sein

Augenarzt habe ihm schon immer von dieser Tätigkeit abgeraten,

habe aber spätestens 1948 eine Weiterarbeit in diesem Beruf

überhaupt nicht mehr als tragbar angesehen. Entgegen der Auf—
fassung der Obergutachter könne der Kläger zudem, wie die Knapp—

schaftsärzte zutreffend festgestellt hätten, nur noch Arbeiten
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der Lohngruppen IV und V ü.T. verrichten und sei daher berufs—

unfähig°

Gegen dieses Urteil hat die Beklagte Berufung eingelegt„

Das Landessozialgericht hat das Urteil des Sozialgerichts auf»

gehoben und die Bescheide der Beklagten wiederhergestellt„

Das Landessozialgericht hat es abgelehnt, die Gedingetätigkeit

als eigentlichen Beruf des Klägers enzuerkennen° Selbst wenn
ein aus Krankheitsgründen erforderlicher, also erzwungenor Be—

rufswechsel vorläge, was im Hinblick auf die Auskunft der Zeche

Lothringen vom 7. Februar 1951 (in welcher angegeben werden war,
der Kläger sei 1930 wegen Arbeitsmangels entlassen werden) zwei—

felhaft wäre, könne die Gedingetätigkeit doch auch schon des—

halb nicht als die eigentliche Berufstätigkeit des Klägers ango«
sehen werden, weil er dieser Tätigkeit inzwischen völlig ent—

fremdet sei. Die Tätigkeit als Stochkesselheizer könne deshalb
nicht zugrundegelegt werden, weil der Berufswechsel nicht als

erzwungen angesehen werden könne, da er wegen des Abbruchs des

Kesselhsuses erfolgt und nicht durch die Krankheit des Klägers

bedingt sei° Ein Berufswecheel aber, der in der allgemeinen

Wirtschaftslage oder in der allgemeinen technischen Entwicklung

begründet sei, könne nicht als erzwungener Berufswechsel aner—
kannt werden° Abgesehen davon könne der Kläger aber auch im

Gegensatz zu der Ansicht des Sozialgerichts noch Arbeiten der

Lohngruppe XII ü.T. verrichten, so daß er selbst von dem Beruf

des Stochkesselheizers ausgehend noch nicht berufsunfähig sei;

dem vom Sozialgericht eingeholten Gutachten sei im Gegensatz zu

der Auffassung des Sozialgerichts der Vorzug vor den knapp—

schaftlichen Gutachten zu geben, da es überzeugender sei. Das

Landessozielgericht hat die Revision zugelassen‚

Das Urteil wurde dem Kläger am 1. Februar 1955 zugestellt°

hr hat durch seinen Prozeßbevollmächtigten, Gewerkschaftssekre—

tär Baar von der I.G. Bergbau, durch Schriftsatz vom 3„ Februar

1955 em 5. Februar 1955 unter Stellung eines Revisionsantrages

Revision eingelegt und diese begründet°

Er rügt, daß das Landessozialgericht nicht von dem Beruf

als Gedingearbeiter ausgegangen sei; von einer Entfremdung von
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dieser Gedingetätigkeit könne nicht gesprochen werden. Da es

nach heutiger bergbaulicher Praxis sogar bei einem Berufs—

fremden genüge, wenn er eine kurze Zeit eingearbeitet würde,

könne der Kläger, wenn er gesundheitlich noch dazu in der La—

ge wäre, schon in viel kürzerer Zeit wieder eingesetzt werden.

Im übrigen müsse ein erzwungener Berufswechsel nicht nur bei

Vorliegen gesundheitlicher Gründe, sondern auch bei sonstigen

zwingenden Gründen angenommen werden. Selbst wenn man aber nur

gesundheitliche Gründe in diesem Zusammenhang anerkennen wolle,

hätte das Lendessozialgericht eingehender prüfen müssen, ob

nicht im Jahre 1930 in Wirklichkeit gesundheitliche Gründe für

die Entlassung zumindest mitbestimmend gewesen wären; es hätte

durch Rückfrage bei dem Augenarzt Dr. Meyer—Rimsloh feststel—

len müssen, wann genau die Staroperation im Jahre 1930 vorge—

nommen werden sei. Wenn sich dann ergeben hätte, daß die Ent—

lassunq unmittelbar im Anschluß an diese Operation erfolgt

sei, hätte daraus geschlossen werden müssen, daß die Krank—

heit des Klägers eine wichtige Rolle bei der Entlassung ge—

spielt hätte. Die Zeche hätte sicherlich bei der Entlassung

in erster Linie auf nicht voll einsatzfähige Leute zurückge—

griffen. Des weiteren rügt er, daß das Landessozialgericht

nicht zumindest den Beruf des Stochkesselheizers zugrundege—

legt habe, denn auch diese Tätigkeit habe der Kläger in erster

Linie aus gesundheitlichen Gründen aufgegeben; abgesehen davon

müsse aber von dieser Tätigkeit schon deshalb ausgegangen wer—

den, Weil er sie keinesfalls freiwillig aufgegeben habe und

sonstige zwingende Gründe den gesundheitlichen Gründen gleiche

gestellt werden müßten. Im Gegensatz zum Landessozialgericht

sei er der Auffassung, daß er auch von der Tätigkeit als Stoch—

kesselheizer ausgehend berufsunfähig sei. Das Landessozialge—
richt habe die Grenzen des Rechts der freien Beweiswürdigung

überschritten, da es im Gegensatz zu der Angabe des behandeln—

den nugenarztes Dr. Meyer—Rimsloh festgestellt habe, der Klä—

ger habe die Tätigkeit als Stochkesselheizer nicht aus gesund—

heitlichen Gründen aufgegeben.'
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Er hat beantragt,

das Urteil des Landeesozielgeriehts Nordrhein—

Westfalen in Essen vom 14. Dezember 1954 aufzu—
heben und die Revisionsbeklagte zu verurteilen,

ihm die Knappschaftsrente vom 1. Oktober 1952

an zu gewähren°

Die Beklagte hat beantragt,

die Revision zurückzuweieen.

‘ Sie ist der Ansicht, daß die Gedingetätigkeit deshalb nicht zu—
grundegelegt werden könne, weil sie nicht wenigstens ein Drittel

des gesamten Arbeitslebens ausgeübt werden sei und der Kläger

ihr zudem völlig entfremdet sei. Außerdem habe der Kläger weder
diese Tätigkeit noch die des Stochkesselheizers unfreiwillig

aufgegeben, da als erzwungener Berufswechsel in diesem Sinne nur

eil solcher angesehen werden könne, der gesundheitlich bedingt

sei. Hinsichtlich der Stochkesselheizertätigkeit komme hinzu,

daß der Kläger noch in der Lage Sei, die im wesentlichen gleiche

ertigen und wirtschaftlich gleichwertigen Arbeiten der Lohngruppe

III ü.T. zu verrichten, wie das Lendeesozielgericht zu Recht

festgestellt habe, so daß Berufsunfähigkeit selbst dann nicht

angenommen werden könne, wenn der Berufswecheel vom Stochkeeeel—

heizer zum Aechefehrer als durch gesundheitliche Gründe bedingt

angesehen werden sollte" ‘

-■ee-eiéeeeeeeänée

Die Revision ist form— und fristgerecht eingelegt und be—

gründet werden; sie ist stattheft, da das Lendessozielgericht

sie zugelassen hat° ‘

Sie ist auch begründet, weil die angefochtene Entscheidung

auf der vnriehtigen Anwendung von Bundesrecht, nämlich des 5 3

der.Vo über die Neuregelung der Rentenversicherung im Bergbau

vom 4» Oktober 1942 (BGBl. I S. 569) und des 5 35 EKG, beruht.
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Streitig ist zwischen den Beteiligten vor allem die Frage,

von welcher Berufstätigkeit des Klägers bei der Beurteilung

der Berufsunfähigkeit auszugehen ist. Während die Beklagte von
der bei Antragstellung zuletzt nicht nur vorübergehend ausge—
übten Tätigkeit eines Aschefahrers ausgeht, glaubt der Kläger,

daß entweder von der Gedingetätigkeit oder zumindest von der
Tätigkeit eines Stochkesselheizers ausgegangen werden müßte.

Es bedurfte keiner Untersuchung, ob von der Stoehkessel—

heizertätigkeit ausgegangen werden kann, da das Landessozial—

gericht festgestellt hat, daß der Kläger noch in der Lage ist,

Tätigkeiten der Lohngruppe III ü.T. zu verrichten, und einige

dieser Tätigkeiten zweifelsohne der Tätigkeit des Stochkessel—

heizers im wesentlichen gleichartig und Wirtschaftlich gleich—

wertig sind, also aus diesem Grunde schon Berufsunfähigkeit

nicht vorliegen kann. An diese tatsächliche Feststellung ist

der erkennende Senat nach @ 163 SGG gebunden, da von dem Kläger

in bezug auf diese Feststellungen keine zulässigen und begrün—

deten Revisionsgründe vorgebracht sind. Das Vorbringen des Klä—

gers‚ das Landessozialgericht hätte dem — für den Kläger günsti—

geren — Gutachten der Beklagten den Vorzug vor dem vom Knapp—

schaftsoberversicherungsamt eingeholten Gutachten geben müssen,

ist nicht geeignet, die getroffene Feststellung des Landessozial—

gerichts zu erschüttern, da das Landessozialgericht bei der Be«

weiswürdiguu;grundsätzlich frei ist. Aus dem Vorbringen des
Klägers ergibt sich nichts, was darauf schließen ließe, daß das

Landessozialgericht die Grenzen des Rechts der freien Beweis—

würdigung überschritten hätte. ‘

Entscheidend war daher lediglich, ob bei der Beurteilung

der Berufsunfähigkeit von der Gedingetätigkeit ausgegangen wer-
den muß. Wenn dies der Fall wäre, würde der Kläger, wie auch

die Beklagte annimmt, berufsunfähig sein, da er nur noch Tätig—

keiten der Lohngruppe III ü.T. verrichten kann und diese Tätig-.

keiten nicht mehr der Gedingetätigkeit wirtschaftlich im wesent—
lichen gleichwertig sind. Wenn dagegen nicht von der Gedingetä—

tigkeit ausgegangen werden kann, wäre der Kläger nicht berufs—

unfähig. T
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Nach @ 35 EKG ist bei der Beurteilung der Berufsunfähig—
keit von der von dem Versicherten "bisher" verrichteten knapp—

scheftlich versicherten Tätigkeit auszugehen. Schwierigkeiten

in der Auslegung haben schon immer dann bestanden, wenn der

Versicherte imeeufe seines Berufslebens nicht nur eine, son—

dern nacheinander verschiedenertige knappecheftlich versicher—

te Tätigkeiten ausgeübt hat. Das Reichsversicherungsemt hat in

diesen Fällen in seiner Rechtsprechung bis zum Jahre 1940 der
letzten Tätigkeit die eueschleggebende Bedeutung zugemessen
(vgl. E.Nr. 3049 vom 24.2.1927, AN. 27 8. IV 306), hat aber

im Jahre 1940 (vgl. E.Nr. 5413 vom 22.11.1940, AN. 41 S. II
110) diesen Standpunkt weitgehend aufgegeben. Es ging seitdem,

falls der Versicherte seine frühere Berufstätigkeit aus zwin—

genden Gründen, etwa wegen Krankheit oder Unfalls, aufgegeben

hatte, nicht mehr schlechthin von der letzten Tätigkeit aus,

legte vielmehr grundsätzlich diejenige Berufstätigkeit zugrun—

de, die der Versicherte bei im wesentlichen ungeschwächter Ar—
beitskraft nicht nur vorübergehend ausgeübt hatte, wenn er die—

ser Tätigkeit nicht bereits völlig entfremdet war. Maßgebend

war jedoch nur eine solche Tätigkeit, die sowohl für sich be—

trachtet als auch im Verhältnis zum ganzen Arbeitsleben des

Versicherten eine nennenswerte Zeit hindurch ausgeübt werden

war und daher als die eigentliche Berufstätigkeit des Versicher—

ten angesprochen werden mußte. Im übrigen aber hatte die vor

Antragstellung zuletzt nicht nur vorübergehend ausgeübte Tätig-

keit weiterhin ihre besondere Bedeutung. Wenn die Rechtsprechung

des Reichsversicherungsamts damit auch den Bedürfnissen des

praktischen Lebens in weiterem Umfang als bisher Rechnung trug,-

so bedurfte sie doch einer erneuten Überprüfung. Nach Ansicht

des erkennenden Senats kann sowohl nach dem Wortlaut als auch

nach dem Sinn des 5 35 RKG der letzten Tätigkeit grundsätzlich
keine andere Bedeutung anerkannt werden als den vorher verrich—
teten Tätigkeiten. ”Bisher" verrichtete Tätigkeit bedeutet nach

dem Sprachgebrauch nicht "zuletzt" euegeübte Tätigkeit. 3er Be—

griff umfaßt vielmehr alle bisher verrichteten Tätigkeiten. Zu—

dem würde es auch willkürlich sein, der zuletzt euegeübten Tä—

tigkeit eine besonders hervorgehobene Bedeutung zu geben, da
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der Versicherte ja seine Beiträge nicht nur während der Ver—
richtung der letzten Tätigkeit und nicht nur für den Fall ge—
zahlt hat, daß er diese nicht mehr ausüben kann, sondern eben—

so während der Verrichtung der früheren Tätigkeiten (in der

Regel also höhere Beiträge) für den Fall, daß er diese nicht
mehr ausüben konnte. Gegenstand der Versicherung ist also

nicht nur die letzte, sondern grundsätzlich jede der von ihm

verrichteten knappscheftlich versicherten Tätigkeiten. Da bei

der zu treffenden Entscheidung jedoch nur eine dieser Tätig—

keiten maßgebend sein kann, 5 35 EKG insoweit aber keine Ant—

wort auf die Frage nach der maßgebenden Tätigkeit gibt, muß

auf den für die Knappschaftsversicherung grundlegenden @ 3

der VO über die Neuordnung der Rentenversicherung im Bergbau

vom 4. Oktober 1942 (BGBl. I, 569) zurückgegriffen werden.

Hiernach erhält Kneppsehaftsrente der Versicherte u.a., wenn

er "zur Ausübung seines Berufes dauernd unfähig" ist. Gegen—

stand der Versicherung ist also der Beruf des Versicherten.

Es ist daher zu untersuchen, welche dieser verschiedenen Tä—

tigkeiten die eigentliche Berufstätigkeit des Versicherten

darstellt. Fur diese Prüfung gibt es keine allgemein gültigen

schematischen Regeln, es sind vielmehr die Umstände des ein—

zelnen Falles entscheidend. Wenn der Versicherte die für die

betreffende Berufstätigkeit vorgeschriebene Berufsausbildung

erfahren hat und er diese Berufstätigkeit auch nicht nur vor—

übergehend ausgeübt hat, wird man in diesen Umständen in der

Regel schon entscheidende Merkmale dafür zu sehen haben, daß

diese Tätigkeit die eigentliche Berufstätigkeit des Versicher—

ten ist. Wenn eine solche Berufsausbildung nicht erfolgt ist,

der Versicherte aber eine ähnlich zu bewertende übliche Be—

rufsentwicklung zu
der_betreffenden Berufstätigkeit hin durch—

laufen het und er diese auch eine längere Zeit ausgeübt hat,

wird man zu gleichen Ergebnissen kommen müssen. Es darf je—

doch nicht übersehen werden, daß « besonders in Zweifelsfäl—

len — hier der Dauer der Ausübung der Berufstätigkeit eine
größere Bedeutung zukommt als in dem zuerst angeführten Fell.

‘Wenn allerdings derartige Merkmale nicht vorliegen, wird

man es im wesentlichen auf die Zeitdauer der einzelnen Tätig—
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keit abzustellen haben, und zwar hier nicht nur auf die abso-

lute Dauer der Tätigkeit, sondern auch auf ihr zeitliches Ver—

hältnis zu den sonstigen bergbaulichen Tätigkeiten beziehungs—_‘

weise zu dem gesamten Arbeitsleben des Versicherten.

Der Kläger hat seit seiner ersten Anlegung im Bergbau im

wesentlichen den für die damaligen Verhältnisse üblichen beruf—

lichen Entwicklungsgang des Gedingeerbeiters genommen. Nach 1V2—

jähriger Tätigkeit als jugendlicher Arbeiter war er rund vier

Jahre Schlepper im Schichtlohn und kam anschließend ins Gedingc.

Diese Berufsentwicklung spricht schon in sehr starkem Maße dafür,

daß die Gedingetätigkeit die eigentliche Berufstätigkeit des

Klägers ist. Hinzu kommt, daß er diese Tätigkeit über sieben
Jahre, also längere Zeit, ausgeübt hat. Beide Umstände zusammen,

übliche ßerufsentwicklung zur Gedingetätigkeit hin und längere

Ausübung dieser Tätigkeit, zwingen zu der Annahme, daß die Ge—
dingetätigkeit die eigentliche Berufstätigkeit des Klägers ist.

Es fragt sich jedoch, ob sich der Kläger nicht endgültig

von dieser Berufstätigkeit gelöst hat. Wenn dies der Fall wäre,
würde man diese nicht mehr als seine eigentliche Berufstätig—

keit anerkennen können;s■e wäre nicht mehr Gegenstand der knapp—

schaftlichen Versicherung. Eine Lösung in diesem Sinne läge vor,

wenn der Kläger erkennbar seine frühere Tätigkeit nicht wieder

aufnehmen wollte, etwa weil er sich endgültig einer anderen Be—

rufstätigkeit zugewandt hätte. Würde dagegen anzunehmen sein,

daß er seine frühere Berufstätigkeit bei sich bietender Gelegen—

heit wieder hätte ausüben wollen, würde man diese weiterhin als

seine eigentliche J3erui’stätigkeit anerkennen müssen. Der Umstand

allein, daß der Kläger seine eigentliche Berufstätigkeit seit
längerer Zeit nicht mehr ausgeübt hat, ist hier ohne Bedeutung;

es kommt also nicht darauf an, ob der Kläger seiner früheren

Berufstätigkeit inzwischen entfremdet ist. Man kann einem Er—

werbslosen seinen eigentlichen Beruf nicht deshalb absprcchen,

weil er ihn wegen Arbeitsmangels lediglich nicht ausüben kann.

Der erstere Beruf bleibt nach wie vor sein Beruf.

Das Lendessozielgericht hat es dahingestellt sein lassen,

ob der Kläger 1930 wegen Arbeitsmengels erwerbslos geworden ist
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oder ob Gesundheitsgründe zumindest auch eine Rolle bei die—

sem Berufewechsel mitgespielt haben.

Wenn der Kläger nur wegen Arbeitsmengels erwerbslos ge—

worden ist, läge bei Ausscheiden aus dem Betrieb noch keine

Lösung von der Gedingetätigkeit vor. Es ist aber dann zu prü—

fen, ob er sich nicht später von seinem Beruf endgültig ge—

löst hat. Das wäre zumindest dann der Fall, wenn er sich ihm

bietende G legenteiten‚ wieder Gedingearbeiten verrichten zu

können, unauegenutzt gelnesen hätte. Es fragt sich daher,

warum der Kläger nach Beendigung der Wirte —chafte krise die Cem

dingetätigkeit nicht wieder aufgenommen hat. Sollte er geeund«
heitlich zu dieeser Tätigkeit noch in der Lege gewesen sein,

würde man bei dem damaliger K éiftebeäarf en Geding gearbeiter

in der 1<ntw1wueravfn hme der Ged1nfetuti gkeit eine endgül»

tige Lösung erblicken müeeen. Andernfalls aber würde man, wenn

nicht 5MH tige me 'ände vorliegen sollten, aus der 7.n auf eine

C■d'ulbl&e lö: wun von der Gedingetätigkeit genen losaen werden

könnte, die Gedinaetätigkeit els seine eigentliche Berufe tä—

tigkeit zugr1nde zu legen haben. Es ist also zu prüfen, warum

der Klä zer 1938 d'e Geding Uetäti gkeit nicht wieder aufgenommen

het. Auch in einer aus gesundheitliohen Gründen eriorderlichen

Aufgabe einer Berufstätigkeit ist zwar eine endgültige Lösung

zu erblicken, diese ist aber für den Kläger hinsichtlich der

ilier zu entschei denden Re cht s‚frage ohne Bedeutung, da ja ge—

rade solche Gründe zur Lösung geführt haben, für die die

ianuacneltliohe Versioheru rlg ihrem 'uesen nach einzxstehen hat.

Dabei ist es unerheblich, ob die ser Le1=tungeebiell schon iür

sich allein zur Berufsunfähigneit geführt hat o&er ob der Kl£

ger erst in Verbindung mit einem später hinzugekommenen, eben—

falls auf gesundheitlichen G1rune en beruhenden weiteren Lei—

stun;„aol ll berufeunfähig geworden ist. Der zunächst einge—
tretene etun me bfall ist nur der erste Schritt zum endgül—

tigen, erst

lspäter

einr>tretenen Leie*ungsabfel . Es kann kei*

ne 1iol le spielen, on durch einen Leistungeebfall unmittelbar

der Abstieg zu einer icht mehr im wesentlich en gle1cnegt1ge„

und wi rt „ch :Etlieh glex Mo wertigen Tätigkeit eriolgt oder o'o er

stufenweise zunächst zu einer zwar minderentlohnten, aber inner

noch im wesentlichen gleichertigen und wirtschaftlich gleichwe win
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tigen Tätigkeit und später erst zu einer nicht mehr im wesent—
lichen gleichartigen und wirtschaftlich gleichwertigen Tätig—
keit erfolgt. wurde allerdings diese Leistungeminderung später

durch eine Besserung des gesundheitlichen Zustandes des Ver—

sicherten wieder entfallen, würde nicht von der Gedingetütig—

keit auszugehen sein, da dann in der Nichtwiedersufnahmc der Ge—

dingetätigkeit eine endgültige Lösung zu erblicken wäre.

Sollte die Aufgabe der Gedingetätigkeit im Jahre 1930 aus
gesundheitlichen Gründen erfolgt sein, würde nach diesen Grund—

sätzen die Gedingetätigkeit ebenfalls als die eigentliche Be—
rufstätigkeit des Klägers anzueehen sein, es sei denn, daß eine,

späterhin erfolgte endgültige Lösung von dieser Berufstätigkeit

angenommen werden müßte. Es wünkaelso auch denn, wenn man dieser

Alternative des Landessozialgerichte folgen würde, erforderlich

sein, festzustellen, ob der Kläger nicht zumindest im Jahre 1938

gesundheitlich wieder in der Lage gewesen wäre, die Gedingctätiß-

keit wieder aufzunehmen.

Das angefochtene Urteil mußte nach alledem aufgehoben und
Vdie Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an des Lan—

dessozialgericht zurückverwiesen werden. Der erkennende Senat

konnte eine eigene Entscheidung nicht treffen, weil es noch an
den erforderlichen Feststellungen mangelt, die durch des Revi—

sionsgericht nicht getroffen werden können.

Die Koetenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil vor—

behalten.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

